Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudisadie 414 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleidisgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung einzelner Bestimmungen 

Das Gesetz über den Lastenaus gleich (Lasten- 
ausgleidisgesetz - LAG) vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie folgt ge- 
ändert : 

In § 252 werden 

a) in Absatz 1 der folgende Satz angefügt: 

„ Der Anspruch auf die Hauptentschädigung 
ist bis spätestens 31. März 1979, Jedoch 
nicht vor dem in § 246 Abs. 3 genannten 
Zeitpunkt, durch Zahlung zu erfüllen. 

b) folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der dem Geschädigten zustehende 
Anspruch auf den Auszahlungsbetrag ist 
ferner ganz oder teilweise zu erfüllen, soweit 

a) der Geschädigte, sein Ehegatte oder eines 
seiner zum Haushalt gehörenden Kinder 
Mittel benötigen, um die bedrohte Ge- 
sundheit wiederherzustellen, 

b) der Geschädigte für sich, seinen Ehegatten 
oder seine Nachkommen Mittel zur be- 
ruflichen, schulischen oder wissenschaft- 
lichen Ausbildung oder zur Berufsum- 
schulung benötigt, 

c) der Geschädigte Gegenstände, die für die 
wissenschaftliche Forschung erforderlich 
sind, wiederzubeschaffen beantragt.” 


Druck: Bucfadruckerei R. Uadel. Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. Rheinallee 20, 



Artikel 2 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundes gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Ver- 
kündung mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) in Kraft. 


Bonn, den 1. April 1954 


Dr. Mocker und Fraktion 



